
Zeitschrift: Archiv für Thierheilkunde

Herausgeber: Gesellschaft Schweizerischer Thierärzte

Band: 18 (1851)

Heft: 2

Artikel: Ueber ein schweizerisches Währschafts- und Viehpolizei-Gesetz

Autor: [s.n.]

DOI: https://doi.org/10.5169/seals-590687

Nutzungsbedingungen
Die ETH-Bibliothek ist die Anbieterin der digitalisierten Zeitschriften. Sie besitzt keine Urheberrechte
an den Zeitschriften und ist nicht verantwortlich für deren Inhalte. Die Rechte liegen in der Regel bei
den Herausgebern beziehungsweise den externen Rechteinhabern. Siehe Rechtliche Hinweise.

Conditions d'utilisation
L'ETH Library est le fournisseur des revues numérisées. Elle ne détient aucun droit d'auteur sur les
revues et n'est pas responsable de leur contenu. En règle générale, les droits sont détenus par les

éditeurs ou les détenteurs de droits externes. Voir Informations légales.

Terms of use
The ETH Library is the provider of the digitised journals. It does not own any copyrights to the journals
and is not responsible for their content. The rights usually lie with the publishers or the external rights
holders. See Legal notice.

Download PDF: 08.02.2025

ETH-Bibliothek Zürich, E-Periodica, https://www.e-periodica.ch

https://doi.org/10.5169/seals-590687
https://www.e-periodica.ch/digbib/about3?lang=de
https://www.e-periodica.ch/digbib/about3?lang=fr
https://www.e-periodica.ch/digbib/about3?lang=en


137

einem Fuß, bis zu seinem Uebergang in den Blinddarm.
Es schien ganz gesund zu sein, mit der Ausnahme, daß

sein Lumen, da wo es ans der Erweiterung ausführte,
so enge war, daß bloß ein Schreibfederkiel hineingebracht
werden konnte.

In der Mitte der innern Wand der Erweiterung
befand sich ein circa V- Zoll langer Riß, der in die

Bauchhöhle führte, in welche eine ziemliche Menge

flüßigen Futterbreies ergossen war. Fast alle Bauch-

eingeweide zeigten sich mehr oder weniger gerathet.

VIII.

Ueber ein schweizerisches Währschafts- und Vieh-

Polizei - Gesetz.

Längst schon wurde allgemein das Bedürfniß eines

schweizerischen WährschaftsgesctzeS gefühlt, und in Folge
einer von der Gesellschaft schweizerischer Thierärzte im

Jahr 1836 aufgestellten Preisfrage wurden damals
schon zwei Entwürfe hierzu ausgearbeitet. Der eine

von Hrn. U. tu, Rud. Köchlin in Zürich.'(stehe Ar-
chiv für Thicrheilkunde 9tcr Bd. erstes Heft) und der

andere von Hrn. Näf, Thierarzt in Aarburg (Archiv,
öter Bd. 3tes Heft).
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Im Jahr 1840 wurde die Frage über die Auffiel-
lung eines gemein eidgenössischen WährsehaftSgesetzes

vom Sanitätsrathe des Kantons Aargau zur Sprache
gebracht, und hierauf die Kantone zu einer Kon-
fcrenz nach Aarau eingeladen, auf welcher in Folge
Anregung der Regierung des KantonS Zürich auch über

gemeinschaftliche veterinärpolizciliche Maßregeln gegen

Einschleppnng und Verbreitung von ansteckenden Thier-
krankheiten berathen werden sollte. Die inzwischen im

Kanton Aargan eingetretenen politischen Ereignisse ver-

hinderten die Verhandlungen.
Im Spätjahr 1846 sah sich die Regierung ves

Kantons Thnrgau veranlaßt, den benachbarten Kan-
tonen gemeinsame Maßregeln, betreffend die Einfuhr
von Vieh vom Auslande her, besonders auch mit Rück-

ficht ans Einschleppung von Viehseuchen zu proponiren.
Der Gesundheitsrath des Kantons Zürich entwarf

in Folge dessen Anträge betreffend gemeinschaftliche

veterinärpolizeiliche Maßnahmen gegen Einschleppung
oder Verbreitung von Viehseuchen. Diese wurden dann

nebst dem Entwürfe eines Concordâtes von dem zür-

cherischen Regierungsrathe im Jahre 1847 den Regie-

rnngen der Kantone Basel, Stadt und Land, Aargau,
Schaffhausen, Thnrgau, St. Gallen, Appenzell und

Graubündtcn zur Prüfung und mit der Einladung zur

Beschickung einer Konferenz mitgetheilt. Alle die be-

zeichneten Kantone versprachen Theilnahme an den Ver-

Handlungen mit Ausnahme von Schaffhausen, welches

ablehnte, und Graubündten das nicht antwortete.

Aber auch jetzt wurden durch die unterdessen einge-
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tretenen wichtigen politischen Ereignisse die VerHand-

lnngen unterbrochen.

Im gleichen Jahre, am 30, Augnst 1847, wurde

von der Gesellschaft schweizerischer Thicrärzte aus den

Antrag deö Hr, Pros, Anker eine Kommission gewählt,
bestehend aus den Herren Näs, eigenössischer Oberpferd-

arzt in Aarburg, Anker, Prof. in Bern und Hirzel,
Lehrer an der Thierarzneischnle in Zürich, und dieselbe

beauftragt, „unter Benutzung der bereits vorhandenen

Prcissàiftcn über diesen Gegenstand eine Norm zu

einem allgemeinen schweizerischen Währschastsgesetz zu

entwerfen, um solches der Gesellschaft in ihrer nach-

stcn Versammlung vorlegen, und darauf den sammt-

lichen Kantonsrcgieruugen mittheilen zu können, um

auf solche Weise, wenigstens in der Hauptsache, nach

und nach eine Uebereinstimmung in den Kantonalge-
setzgebungen in Bezug ans diesen Gegenstand anzu-
bahnen."

In der Sitzung der Gesellschaft im Jahr 1848

wnrde diese Kommission neuerdings beauftragt, ihre
Arbeit auszuführen, und endlich hielt dieselbe im Jahr
1850 Sitzung, und bearbeitete einen Theil deö Ent-
Wurfs zu einem schweizerischen Währschastsgesetz.

In der Sitzung der Gesellschaft schweizerischer Thier-
ärzte vom 21. August 1850 wurden der Kommission

zwei neue Mitglieder beigcgeben, und dieselbe beans-

tragt, ihren Entwurf zu vollenden, zudem ein cid-

gcnössisches Viehpolizeigcsetz zu entwerfen, und beide

Vorschläge den Bundesbehörden vorzulegen, damit den-
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selben entweder durch die Bundesversammlung, oder

durch ein Concordat Eingang verschafft werden könne.

Unterdessen nahm die Regierung von Aargau die

im Jahr 1840 begonnenen Verhandlungen wieder auf
und lud zu einer Konferenz ein, betreffend Anbahnung
eines gemeinsamen Währschaftögesetzes für Hauptmän-
gel, sowie über gemeinschaftliche veterinärpolizcilichc
Maßnahmen zur Verhütung der Einschleppung von an-
steckenden Thierkrankheiten und der Verbreitung dersel-

ben im Innern.
Die Kommission der Gesellschaft schweizerischer Thier-

ärzte versammelte sich den 16. Nov. 1850 zu Aarburg.
Sämmtliche Mitglieder derselben nahmen an den

Verhandlungen Theil, als: Hr. Näf, eidgenössischer

Oberpferdarzt in Aarburg, Hr. Anker, Prof. in Bern,

Hr. Hirzel, Lehrer an der Thierarzneischule in Zürich,

Hr. Räber, Medizinalrath von Ermensee, Kant. Luzern

und Zangger, eidgenössischer Stabspferdarzt in Zürich.
Den 17. November 1850 brachte sie ihre Arbeit

zu Ende, und legte nun der am 18. Nov. in Bern zu-

sammengetretencn Konferenz folgende zwei Entwürfe vor-
1) Gesetz über die Gewährleistungen bei dem Verkehr

mit Hausthieren;
2) Entwurf eines Gesetzes, betreffend gemeinschaft-

liche polizeiliche Maßregeln gegen Viehseuchen.

Die Konferenz bestund aus Abgeordneten von 11

Kantonen.

Nämlich:
Von Zürich: Hr.Joh. Jakob Hirzel, Lehrer an der

Thierarzneischule.



lüt

Von Zürich: Hr. Rütimann, Regierungörath und

Ständerath.
Bern: Rychner, Professor.

Schneeberger, Thierarzt und alt
Regierungsstatthalter.

Luzern: vr. Steiger, Kantonsstatthalter n.

Nationalrath.

„ vr. Kas. Psyffer, Großrathspräsi-
dent und Nationalrath.

„ Freiburg: „ Schaller, Mediciualrath.
Solothurn: Lack, Regierungs- u. Ständerath.
Basel-Stadt:,, Oser, Thierarzt.

-Land: „ Jöri von Bratteln, Thierarzt.

„ Schaffst.„ Ammann, RRath-u. Stäuderath.
(St. Gallen: Solle durch Hrn. RRath Hunger-

bühler vertreten werden, der aber

an keiner Sitzung Theil nahm.)

„ Appenz.AR.:,, ve. Heim, Nationalrath.
Aargan: „ Jäger, Fürsprech und Nationalrath

(Präsident).

„ Näf, eidgenössischer Oberpferdarzt.

Thurgau: Keller, Regierungsrath u. Stände-

rath.

„ Neueuburg: „ Anker, Thierarzt.
Jeanrenaud, Staats- u. Stände-

rath.
Dieselbe legte ihren Berathungen die beiden von

der Kommisston der Gesellschaft schweizerischer Thierärzte

ausgegangenen Entwürfe zu Grunde, nahm an den-

selben aber mehrere Abänderungen vor und schloß dann



l-l?

dafür rin Concordat unter Ratifikationsvorbehalt der

gesetzgebenden Behörden in den betreffenden Kantonen.

Obwohl wir uns mit einigen Bestimmungen in
beiden Entwürfen nicht recht befreunden können, so ist

dennoch gewiß, daß Erhebung derselben zur Gesetzes-

kraft sehr wohlthätige Wirkungen zur Folge haben

müßte. Wir wünschen daher, daß nicht nur das ge-

schlossene Concordat von den betreffenden Regierungen
bestätigt werde, sondern hoffen gleichzeitig, daß sammt-

lichc Schweizerkantone demselben beitreten, und somit

beide Gesetze in der ganzen schweizerischen Eidgenossen-

schaft Geltung erhalten.
Wir lassen nun hier beide Entwürfe, wie sie von

der Konferenz angenommen wurden, folgen:

Gesetzes - Gntwurf
über

Bestimmung und Gewahr der Viehhauptmäugel.

Die Kantone sind überein-

gekommen, in Beziehung auf Bestimmung und Ge-

währ der Hauptmängel bei den Thieren ans dem

Pferdegeschlecht und beim Rindvieh folgende gesetzliche

Bestimmungen zu treffen:
8. k.

Beim Handel mit Thieren auS dem Pferdegeschlecht

und mit Rindvieh, wenn das Thier über 1 Jahr alt
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ist, hat der Uebergeber (Verkäufer oder Vertauscher»

dem Uebernehmer (Käufer oder Eintauscher) während
der festgesetzten Zeit dafür Währschaft zu leisten, daß

dieselben mit keinem von den in K, 2. aufgezählten

Gewährsmängeln behaftet sind.

8, 2.

Gesetzliche Gewährsmängel sind:
->) Bei Thieren des Pferdegeschlechts.

1) Abzehrung, als Folge von Entartung der Organe
der Brust- und Hinterleibshöhle (Verhärtung, Ver-

schwärung, Vereiterung, Krebs, Tuberkelbildung w.)
WährschaftSzeit 20 Tage.

2) Alle Arten von Dampf (Engbrüstigkeit). W.Z. 20

Tage.
3) Verdächtige Druse, Rotz- und Hautwurm. W.Z.

20 Tage.
4) Still- oder Dummkoller. W.Z. 20 Tage.

b) Beim Rindvieh,
t) Abzehrung als Folge von Entartung der Organe der

Brust-und Hinterleibshöhle (Verhärtung, Verschwä-

ruug, Vereiterung, Krebs, Tuberkelbildung mit In-
griff der Perlsucht oder sogenannten Finnen). W.Z.
20 Tage.

2) Ansteckende Lungenseuche. W.Z. 30 Tage.
Die Währschaftszeit beginnt mit dem Tage des

Vertragsabschlusses.

8. 3.

Das Vorhandensein eines Gewährsmangels inner-

halb der Währschaftszeit hat zur Folge, daß der Ueber-

geber gehalten ist, das Thier zurückzunehmen und dem



Uebernehmer den bezahlte» Kaufs- oder Anschlagspreis
zu ersetzen.

8. ck.

Wurde beim Kauf oder Tausch der Werth nicht

bestimmt, so muß das zurückgebotene Thier durch zwei

Sachverständige gewerthet werden, welche der Gerichts-
Präsident vom Wohnorte des Uebernehmers ernennt.

8. 5.

Für Thiere, welche vor Ablauf der Währschafts-
zeit nach dem Auslande geführt werden, dauert die

Währschaftspflicht nur so lange, bis dieselben die

Gränzen der Eidgenossenschaft überschritten haben.

8- 6.

Abweichungen von den gesetzlichen Bestimmungen
Ger Gewährsmängel und Gewährszeit können nur durch

schriftlichen Vertrag bedungen werden.

8. 7.

Nimmt der Uebernehmer eines Thieres einen Ge-

währsmängel an demselben wahr, so hat er dem Neber-

geber durch einen Gemeindsbeamten davon Anzeige zu

machen und ihm das Thier zurückzubietcn.

Der Ucbergeber hat sich binnen 2 Tagen zu er-

klären, ob er das Thier zurücknehmen wolle.

8- 8.

Erfolgt diese Erklärung nicht, oder kaun der Neber-

nehmer wegen nahe bevorstehendem Auslauf der Ge-

währszeit oder aus einem andern Grunde den Neber-

geber nicht befragen, so soll der Nebernehmer durch

den Gerichtspräsidenten seines Wohnortes zwei Paten-
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tirte Thierärzte bezeichnen lassen, welche das Thier zu

untersnchen haben.

Derjenige, welcher das Thier znvor ärztlich behan-

delte, darf nicht mit der Untersuchung beauftragt werden.

8. 9.

Die berufenen Thierärzte haben die Untersuchung

sogleich, jedenfalls innert 24 Stunden nach Empfang
der Aufforderung vorzunehmen. Sind sie in ihren An-
sichten einig, so ist der Befund und das Gutachten

gemeinschaftlich, bei getheilter Ansicht aber von jedem

besonders abzufassen. In letzterem Falle wird der Ge-

richtspräsident eine nochmalige Untersuchung durch einen

dritten Thierarzt anordnen und dann die sämmtlichen

Berichte der Mcdizinalbchbrde des Kantons zur Ab-

gäbe eines Obergutachtens übermitteln.

8. 10.

Erklären die untersuchenden Thierärzte, daß zu Ab-

gäbe eines bestimmten Befindens die Tôdtung des Thieres
nothwendig sei, so kann diese auf Bewerben des Ueber-

nehmers vom Gerichtspräsidenten bewilligt werden.

Jedoch ist der Uebergeber davon vorher in Kenntniß

zu setzen, wenn solches möglich und keine Gefahr im

Verzüge ist.

8- 11-

Sollte ein im lebenden Zustande untersuchtes Thier
während der Gewährszeit umstehen, oder aus Polizei-

lichen Rücksichten getödtct werden, so ist dasselbe noch-

mals zu untersuchen, ein Sektionsbefnnd mit Gut-
achten abzufassen und nöthigenfalls das frühere Be-

finden zu berichtigen.
N. F. xi. 10
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8, 12.

Jede Untersuchung eines Thieres muß innerhalb
der Währschaftszeit vorgenommen werden, ansonst die-

selbe keine rechtliche Wirksamkeit hat,

8, 13,

Der Gerichtspräsident wird nach Empfang des Gut-
achtens der Thierärzte, oder des ObergutaelckenS der

Mcdizinalbebörde sofort dem Nebernchmer daS Original,
dem Uebergeber eine Abschrift davon zustellen und den-

selben auffordern lassen, sich zu erklären, ob er das

Vorhandensein eines Gewährsmangels bei dem unter-
suchten Thier anerkenne. Giebt der Ucbergeber keine

bejahende Erklärung, so kann er von dein Uebernebmer

rechtlich belangt werden,

8, EU

DaS übereinstimmende Gutachten der untersuchenden

Thierärzte oder das Obcrgutachten der Medizinalbe-
Horde ist für das richterliche Urtheil maßgebend,

8, 15,

Die Kosten der Nückbietung, der thierärztlichen Un-
tersuchung, sowie die nach der Nückbietung erlaufenden

Kosten der ärztlichen Behandlung und Fütterung des

Thieres sind von demjenigen Theile zu tragen, welchem

das untersuchte Thier heimsällt.

8, 16.

Nach angehobenem Rechtsstreite soll der Richter auf

Begehren der einen oder anderen Partei die öffentliche

Versteigerung des Thieres anordnen. Der Erlös wird

vom Richter in Verwahrung genommen.



147

8, 17,

Wird Rindvieh zum Schlachten veräußert und dann
mit einer solchen Krankheit behastet gefunden, daß der

Verkauf des Fleisches ganz oder theilweise untersagt

wird, so hat der Uebergcbcr für den erweislichen Min-
Verwerth Vergütung zu leisten,

8, 18.

Dieses Gesetz tritt mit dem 1. Jenner 1852 in

Kraft, Durch dasselbe werden alle früheren damit im

Widerspruch stehenden Gesetze, Verordnungen und Uebun-

gen aufgehoben.

Entwurf eines Gesetzes,

betreffend

gemeinschaftliche polizeiliche Maßregeln

gegen

Viehseuchen.

Die Kantone

haben, in Betrachtung, daß die von einzelnen Kau-
tonen getroffenen polizeilichen Maßregeln gegen Vieh-
strichen bedeutende Hemmungen des innern Verkehrs
verursachen, ohne weder deren Einschlcppung von Außen,
noch ihre weitere Verbreitung im Innern der Kantone
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vollständig zu verhindern oder eine möglichst schnelle

Vertilgung zu bewirken, — sich vereinigt, gemeinsame

Maßregeln beim Vorkommen ansteckender Thierkrank-
Heiken, insbesondere der nachstehenden zu treffen:

1) gegen die Rinderpest;
2) gegen die Lungenseuehe des Rindviehes;
3) gegen die Maul- und Klauenseuche des Rind-

Viehes, der Schafe, Ziegen und Schweine;
4) gegen die Schafpocken;

5) gegen die Rande der Schafe und Pferde;
6) gegen den Rotz, den Hantwnrm und die vcr-

dächtige Druse des PferdeS,

I, Allgemeine Bestimmungen.

8,

Der Verkehr mit Hausthicrcn, die an einer anstecken-

den Krankheit leiden, ist verboten.

8. 2.

Behufs genauer Handhabung dieses Verbotes wer-
den die konkorbircndcn Kantone für den Verkehr mit

Rindvieh und Thieren des Pferdcgeschlechts amtliche

Gesnndheitsscheine in der Art einführen, daß bei jeder

Veräußerung eines solchen Thieres, wenn dasselbe

über 6 Monate alt ist, dem Uebernehmer ein Gesund-

hcitsschein übergeben werden muß.

8. 3.

Gesnndheitsscheine müssen nebst dem Namen des

Eigenthümers das Signalement der betreffenden Thiere
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in Bezug auf Gattung, Geschlecht, Alter, Farbe und
Abzeichen enthalten, und bezeugen, daß dieselben an
keiner ansteckenden Krankheit leiden und aus Ortschaften
kämmen, wo eine solche seit 6 Wochen nicht geherrscht

habe. Die Gültigkeit dieser Scheine dauert längstens
14 Tage, von deren Ausstellung an.

8, 4,

Gleiche Gesundheitsscheine oder entsprechende amt-
liche Zeugnisse werden für aus dem Auslande einzu-

führendes Rindvieh und Thiere des Pferdegeschlechtes

gefordert.
Wenn besondere Verhältnisse die Beibringung solcher

Scheine oder Zeugnisse unmöglich machen, so müssen

die betreffenden Thiere an der Eingangsstation durch

einen schweizerischen Thicrarzt untersucht werden und
beim Rindvieh ist überdicß der Wiederverkauf erst nach

4 Wochen zu gestatten, mit Ausnahme solcher Thiere,
welche an die Schlachtbank abgegeben werden.

8- 5.

Beim Ausbruche einer der oben genannten Seuchen

in den benachbarten Gebieten eines ausländischen Staates

hat diejenige Kantonsregierung, welche davon auf irgend
eine Weise Kenntniß erhält, dem Bundesrathe und

den Regierungen der andern konkordirenden Kantone
davon Mittheilung zu machen, und es haben die von
der Ansteckung bedrohten Kantone sofort die durch das

Konkordat vorgeschriebenen Maßregeln zu treffen. Durch
zeitweise Mittheilungen sind die Regierungen von dem

Gang der Seuche in Kenntniß zu erhalten.
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s. 6.

Wenn eine der genannten Seuchen im Innern eines

Kantons ansbricht, so sind von der betreffenden Regie-

rung die in diesem Konkordate festgesetzten Norkehrun-

gen gegen deren weitere Verbreitung sogleich zu treffen

und die Regierungen der angrenzenden Kantone von
dem Ausbruch der Seuche und von den dagegen ange-
ordneten Maßregeln in Kenntniß zu setzen,

s, 7,

Die konkordirenden Kantone verpflichten sich gegen-

seitig, beim AuSbrnch einer der genannten Seuchen in
ihrem Gebiete oder in einem benachbarten Staate, den

Viehverkehr von einem Kantone in den andern auf
keine Weise zu erschweren.

s. 8.

In besondern durch dieses Konkordat nicht vorge-
sehenen Fällen, z. B. bei großer Ausbreitung oder

ungewöhnlicher Bösartigkeit einer Krankheit, werden

sich die konkordirenden Kantone über die weitem poli-
zeilichen Maßregeln verständigen.

8. 9.

Wenn beim Vorkommen einer Seuche die Bösar-
tigkeit oder Contagiosität strenge Polizeimaßregeln noth-
wendig machen, um deren Eiuschleppung oder Verbrei-

tung zu verhüten oder dieselbe zu vertilgen, so werden
die betreffenden Behörden das Volk über die Gefahr
und die nothwendige Vorsicht durch Kundmachungen zu

belehren suchen.
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s, <0.

In denjenigen Kantonen, in welchen besondere Ver-
Hältnisse, z. B, Alpenwirthschaft w. bestehen, werden
die Regierungen solche Verordnungen erlassen, die zur

Förderung der Zwecke dieses Konkordates nöthig sind.

8. 11.

Damit die erforderlichen Maßregeln schnell getroffen
werden können, sind die Eigenthümer von Hausthieren
verpflichtet, von dem Vorkommen einer der genannten
Krankheiten bei der Ortspolizeibehörde sogleich Anzeige

zu machen. Die nämliche Verpflichtung haben auch

die Thierärzte, Fleischbeschauer und Viehiuspektoren,

wenn sie von dem Vorhandensein einer solchen Krank-

heit Kenntniß erhalten. Die Thierärzte müssen über-

dieß unter Mitwirkung der Ortspolizei vorläufig die

zur Verhinderung der weitern Verbreitung nothwendi-

gen Anstalten treffen.

8. 12.

Wird zur Verhütung der weitern Verbreitung einer

Seuche das Todten der erkrankten oder möglicherweise

angesteckten Thiere polizeilich angeordnet, so sind die

Eigenthümer aus dem Ertrag der Einnahmen für die

Gesundheitsscheine oder aus andern hiefür angewiesenen

Mitteln von dem betreffenden Kanton angemessen zu

entschädigen.

8. 13.

Uebertreter der Bestimmungen dieses Konkordats
werden dem Richter zur Bestrafung überwiesen, über-
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dieß sind dieselben für den aus der Uebertretung ent-

stehenden Schaden verantwortlich und verlieren das

Recht ans Entschädigung, (8, 12.)

8, iä.
Gegenüber denjenigen Kantonen, welche diesem Kon-

kordat nicht beitreten, kommen die gegen das Ausland
angeordneten Bestimmungen in Anwendung,

2. Besondere Bestimmungen,

l. Die Rinderpest,

8, 15,

Sobald die Krankheit in einem ausländischen Staate
in einer Entfernung von ungefähr 15 Stunden von
der Grenze oder auch in weiterer Entfernung, aber

unter Verhältnissen erscheint, die eine Einschleppung
derselben in die konkordirenden Kantone befürchten las-

sen, so wird alles Rindvieh, das aus jenem Staate
oder durch denselben kommt, an den Eingangsstationen
der Grenze angehalten. Diejenigen Thiere werden so-

fort zurückgewiesen, für welche nicht der vollständige
Ausweis geleistet wird, daß sie anö einem Orte kom-

men, in welchem in einer Umgebung von 2 Stunden
die Krankheit seit 6 Wochen sich nicht gezeigt, und daß

der Transport nur durch von der Krankheit gänzlich

befreite Orte stattgefunden habe. Kann dieser Nach-

weis geleistet werden, so wird das, Vieh durch einen

hiczn verordneten Thierarzt untersucht und das nicht

gänzlich gesund befundene ebenfalls zurückgewiesen, das
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gesund befundene aber einer vierzehntägigen Quaran-
taine unter Aufsicht des Thierarztes unterworfen. Nach

Verfluß dieser Zeit darf dasselbe nur mit einem Ge-

sundheitözengniß dieses Thierarzes eingeführt werden.

Durch angemessene Vorkehrungen ist dafür zu sorgen,

daß die Eingangsstationen nicht umgangen werden

können.

Erscheint die Krankheit in größerer Nähe und ver-

mehrt sich die Gefahr der Einschleppung, so ist die

Einfuhr von Rindvieh aus dem infizirten Lande ganz-
lich zu verbieten und die strenge Vollziehung des Ver-
botes durch sofortige Anordnung aller dafür nothwen-

digen Vorkehren zu bewerkstelligen. Ebenso sind gegen

das Einschleppen der Seuche durch andere Hausthiere,
so wie durch andere Gegenstände, z. B. durch Häute,
frisches Fleisch und Talg, Futter, Stroh, Dünger :e.

geeignete Vorkehrungen zu treffen, die bis aus gänzliche

Sperrung jeglichen Verkehrs ausgedehnt werden können.

8. 16.

Bei dem Ausbruche der Krankheit im Innern
müssen die an derselben erkrankten und die auch bloß

möglicherweise angesteckten Thiere sofort getödtet und

erstere mit Haut und Haaren vergraben werden. Von
letztern ist die Benutzung von Haut, Fleisch und Talg
zu gestatten, sofern Sicherheitsmaßregcln dafür getrof-
sen werden, daß hieraus keine weitere Verbreitung der

Krankheit erfolgen kann. Die Ortschaften, in denen die

Krankheit vorkömmt, sowie die zunächst angrenzenden,
sind in Bezug aus den Verkehr mit Rindvieh, das
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Tränken desselben an gemeinschaftlichen Brunnen und
das Verwenden zu Arbeiten außerhalb des Gemeinde-
bannes zu sperren. Die mit den erkrankten Thieren
in unmittelbarer Berührung gestandenen Gegenstände,
als Ställe, Futter und Stroh, Dünger, Stallgeräth-
schaften zc. sind auf sichere Weise zu desinfiziren
oder zu vernichten. Die Sperre kann in denjenigen

Ortschaften, in welchen die Seuche geherrscht hat, erst

6 Wochen .nach ihrem Verschwinden, in den angren-
zenden Gemeinden aber schon nach 3 Wochen aufge-
hoben werden.

2. Die Lungenseuche des Rindviehes.

8- 17-

Zeigt sich in einem benachbarten Staate die Lungen-
seuche in einer Entfernung von ungefähr 8 Stunden,
so ist die Einfuhr deS daher kommenden Rindviehes

nur dann zu gestatten, wenn für dasselbe gehörige

Gesnndheitöscheinc oder entsprechende amtliche Zeugnisse

vorgewiesen werden, welche höchstens 6 Tage früher
ausgestellt sein dürfen. Bleibt das Vieh im Lande,

so darf dasselbe, mit Ausnahme des Verkaufs zum

Schlachten, während 6 Wochen nicht veräußert werden

und ist nach dieser Zeit durch einen Thierarzt zu unter-

suchen. Diese Vorschriften sind nöthigcnfalls zu ver-

schärfen, wenn in dem angrenzenden Staate, in wel-

chem die Seuche herrscht, keine genügenden Vorstchts-

maßregeln gegen deren Verbreitung getroffen werden.

Bei größerer Verbreitung der Krankheit nahe an der
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Grenze ist die Einfuhr von Rindvieh auS einem solchen

Staate ganz zu verbieten.

8. 18.

Bei dem Vorkommen dieser Krankheit in einem der

konkordirenden Kantone müssen die erkrankten und die

mit diesen im gleichen Stalle gestandenen Thiere gc-
tödtet werden. Uebcrdics ist der Verkehr mit Rindvieh
in der betreffenden Ortschaft, mit Ausnahme solcher

Stücke, die zum Schlachten verkauft werden, für eine

Dauer von 8 —12 Wochen nach dem Verschwinden
der Krankheit zu verbieten. Wenn diese Krankheit in
einer Ortschaft oder Gegend eine größere Verbreitung
erhalten hat, so dürfen die mit den Kranken in einem

Stalle gestandenen und von der Krankheit noch nicht

ergriffenen Thiere abgesperrt und für die Schlachtbank
bestimmt werden. Die Ställe, in denen kranke Thiere
gestanden, so wie die Stallgeräthschaftcn, müssen hin-
länglich gereinigt und desinfizirt sein, bevor sie wieder

benutzt werden dürfen.

3. Die Maul- und Klauenseuche.

8. 19.

Beim Erscheinen dieser Krankheit in den angren-
zenden Staaten dürfen Rindvieh, Schafe, Ziegen und

Schweine aus denselben nur auf den vafür bestimmten

Straßen eingeführt werden, wenn für sie Gesundheits-
scheine vorgewiesen werden, die von dem Tage datirt
sind, der dem Tage der Abführung zunächst vorange-
gangen ist. Neberdies muß der Gesundheitszustand durch
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eine thierärztliche Untersuchung an der Eingangsstation
nachgewiesen sein. Solche Thiere, für die keine gehö-
rigen Gesundheitöscheine vorhanden sind, müssen an der

Grenze einer achttägigen Quarantaine unterzogen wer-
den, die mit Bezug auf Schafe, Ziegen und Schweine

in allen Fällen stattfinden muß, wenn die Krankheit in
dem angrenzenden Lande in größerer Verbreitung oder

nahe an der Grenze herrscht. Alles Vieh, das bei der

Ankunft ans der Eingangöstation Spuren der Krank-
heit zeigt, ist zurückzuweisen. Ist bei einer Hecrde

auch nur ein Thier krank, so ist dieselbe ganz zurück-

zuweisen,

8, 20,

Beim Vorkommen der Krankheit im Innern ist

auf die infizirten Ställe Stallbann zu verhängen, der

erst drei Wochen nach dem Verschwinden der Krankheit
aufgehoben werden darf. Derselbe soll sich auch aus

die den infizirten zunächst gelegenen Ställe, so wie

auf diejenigen erstrecken, in denen Thiere stehen, die

mit den Kranken in unmittelbare Berührung gekommen

sind. Wenn in einer Ortschaft die Krankheit in mch-

reren Ställen vorkommt, so ist der Verkehr mit Thieren
der genannten Gattungen für die ganze Ortschaft zu

verbieten, und es dürfen nur aus den von der Krank-

heit verschonten Ställen einzelne Stücke an die Schlacht-
bank verkauft und abgeführt werden, wenn das Nicht-

Vorhandensein der Krankheit bei ihnen unmittelbar

vor dem Abführen durch eine thierärztliche Untersuchung

erwiesen ist.
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In den angrenzenden Gemeinden einer Ortschaft,
in der die Maul- und Klauenseuche vorkommt, ist der

Viehverkehr so zu beschränken, daß jedes verkaufte
oder auf einen Markt geführte Thier unmittelbar vor
dem Abführen durch einen Thierarzt untersucht und

von diesem mit einem Gesundheitszeugniß versehen

sein muß.

In den von der Krankheit befallenen und in den

zunächst angrenzenden Ortschaften dürfen, so lange die

genannten polizeilichen Maßregeln fortbestehen, keine

Vichmärkte abgehalten werden und diese sind überhaupt
in einer Gegend für die Dauer der Seuche ganz zu

verbieten, wenn die Krankheit in wenigstens drei Ort-
schaften derselben ausgcbrochen ist.

-4. Die Schafpockeu.

s. 21.

Bei dem Vorkommen der Schafpocken in den an-

grenzenden Staaten müssen für die von daher kommen-

den Schafheerden gleiche Gesundheitöscheine, wie sie

in §. 19 wegen Maul- und Klauenseuche gefordert

sind, vorgewiesen werden. Außerdem sind sie an der

Eingangsstation durch einen Thierarzt zu untersuchen.

Erscheint die Krankheit in großer Verbreitung nahe an
der Grenze, so ist die Einfuhr von Schafen aus der

Gegend, in welcher dieselbe herrscht, sowie die Ein-
fuhr von frischen Schaffellen, ungewaschener Wolle,
Schaffleisch und ungeschmolzenem Schaftalg gänzlich

zu verbieten.
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s, 22,

Erscheint die Krankheit im Innern, so ist strenge

Absperrung der angesteckten Ställe und Heerden, Ab-

sondernng und Schutzimpfung der anscheinend gesunden,
aber der Ansteckung ausgesetzt gewesenen Thiere, sorg-

faltige Behandlung der Kranken, Vergrabung mit Haut
und Haaren der an der Krankheit umgestandenen oder

getesteten Thiere, gründliche Reinigung und Dcsin-
section der Ställe und übrigen Gegenstände, die mit
den kranken Thieren in Berührung gekommen sind,

nach dem Verschwinden der Krankheit anzuordnen. Die
Absperrung dauert sechs Wochen nach dem Aufhören
der Krankheit in der Art fort, daß weder eine unmit-
telbare Berührung gesunder Schafe mit den abgesperr-

ten, noch eine solche Annäherung jener, welche die

Uebertragung des Anstecknngöstosfes erzeugen könnte,

erfolgen darf,

5, Die Rande,

->) Die Schafraude,

§. 23.

Zur Verhütung der Einschleppung der Schafrande
aus dem Auslande müssen bei dem Vorkommen dieser

Krankheit in den angrenzenden Staaten für die daher

einzuführenden Schasheerden Gesundheitsscheine vorge-
wiesen werden. In Ermanglung solcher ist die Ein-

fuhr nur nach einer auf der Eingaugsstation vorge-

nommcnen thierärztlichen Untersuchung zu gestatten,
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wenn diese daö NichtVorhandensein der Krankheit voll-
ständig nachgewiesen hat.

8. 24.

Beim Vorkommen der Sebafraude im Innern ist

Absperrung der kranken Heerden und Absonderung der

kranken Thiere von den gesunden anzuordnen. Die
Absperrung der Heerden muß noch sechs Wochen nach

dem Verschwinden der Krankheit in denselben fortdauern,
ist in diesem letztcrn Zeitraume aber darauf zu be-

schränken, daß ein Zusammentreffen mit gesunden Thieren
nicht stattfinden darf. — Die räudigen Schafe müssen

entweder ärztlich behandelt und in diesem Falle abge-
sondert gehalten oder getödtet werden. Auch die Felle
und die Wolle von solchen sind so zu behandeln, daß

sie keine weitere Verbreitung der Krankheit erzeugen
können.

!») Die P f e r d e r a u d c.

8. 25.

Beim Vorkommen der Rande bei Thieren des

Pferdegcschlechtes in ven konkordirenden Kantonen müs-

sen die daran leidenden Thiere so lange abgesperrt ge-

halten werden, bis deren vollständige Heilung durch

eine thicrärztliche Untersuchung erwiesen ist. Die mit
solchen in unmittelbarer Berührung oder in den glei-
chen Ställen gestandenen Pferde sind einer ärztlichen

Untersuchung zu unterwerfen und die Ställe, so wie
die Geschirre der Erkrankten sollen nach dem Ver-
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schwinden der Krankheit ans sichernde Weise gereinigt
werden.

6. Der Rotz, der Hautwurm und die ver-
dächtige Druse des Pferdes.

s. 26.

Bei dem Vorkommen dieser Krankheiten im Innern
müssen die daran erkrankten, und auch die derselben

nur verdächtigen Thiere abgesperrt werden. Diese Ab-
sperrung muß bei den geheilten Stücken noch drei Wo-
cheu nach der durch eine thierärztliche Untersuchung

eonstatirten Heilung fortdauern. Solche Thiere, die

mit kranken in Berührung gestanden und keine Spuren
der Krankheit zeigen, sind einer zeitweise» thierärztlichen

Untersuchung zu unterwerfen. Die Ställe, in denen

kranke Thiere gestanden haben, die Stallgeräthschaften
und die Geschirre von jenen dürfen nur nach hinläng-
licher Reinigung und Desinfection wieder für gesunde

Thiere benutzt werden.
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